
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Ausschusses für Bauwesen und Liegenschaften der 
Ortsgemeinde Guntersblum 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 10.02.2025 
 
in Guntersblum, Rathaus Guntersblum, Alsheimer Straße 29 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 21:12 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Peter Muth 1. Beigeordneter und Vorsitzender   
Werner Willius Ausschussmitglied   
Klaus Bechler Ausschussmitglied   
Christoph Mathes Ausschussmitglied 

(ab 19:14 Uhr) 
  

Jürgen Hartmann Ausschussmitglied   
Aurelia Edelmann-Wirth Ausschussmitglied   
Rüdiger Schwarz Ausschussmitglied   
Torsten Laux Ausschussmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Dorothee Hientzsch Ortsbürgermeisterin   
Dr. Christian Seilheimer 2. Beigeordneter   
Günter Schneider 3. Beigeordneter   
Axel Frey Ratsmitglied   

 
Für die Verwaltung: 
 
Dr. Igor Herrmann Schriftführung   

 
 
Die Mitglieder des Ausschusses für Bauwesen und Liegenschaften der Ortsgemeinde 
Guntersblum sind mit der Einladung vom 03.02.2025 auf Montag, 10.02.2025, 19:00 Uhr, unter 
Mitteilung der Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren 
öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Anschaffung neue Friedhofsbänke, Auswahl des Öl-Farbtons für die Hölzer  

 
2. Bebauungsplanänderung Wormser Str., Vorberatung  

 
3. Bebauungsplanänderung Sportgelände Alsheimer Straße, Sachstand Gymnastikhalle TV  

 
4. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Julianenstraße; Flur 1, Flurstück 76  
Fristende: 10.03.2025 
Nutzungsänderung von Wohnraum u. Gewerbefläche in Ferienwohnungen 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0010) 
 

5. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Kellerweg; Flur 9, Flurstück 108 + 112 + 113  
Fristende: 17.03.2025 
Erweiterung eines Wohnhauses 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0012) 
 

6. Guntersblum; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Promenade; Flur 13, Flurstück 303  
Fristende: 06.03.2025 
Umwandlung eines Einfamilienwohnhauses in zwei Doppelhaushälften 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0008) 
 

7. Sachstand Städtebauförderung 
 

8. Sachstand Straßenausbau 2025  
 

9. Detailplanung Platz Bleichstraße  
 

10. Auswahl und Beschaffung Spielgeräte Spielplatz Kirche  
 

11. Mitteilungen 
 

12. Anfragen 
 

. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 

1. Anschaffung neue Friedhofsbänke, Auswahl des Öl-Farbtons für die Hölzer   
 
Beratung: 
 
Herr Muth berichtet, dass bereits 8 Bänke bestellt worden seien und diese entsprechend 
behandelt werden müssten. Der Ausschuss beschließt einstimmig eine Behandlung mit 
farblosem Öl. Dieser Beschluss muss nicht mehr vom Gemeinderat autorisiert werden. 
 
 
 
 
2. Bebauungsplanänderung Wormser Str., Vorberatung   

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss beschließt, dass keine Änderung am Bebauungsplan vorgenommen wird. 
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert über den die Planung Wormser Str.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
 
 
 
 
3. Bebauungsplanänderung Sportgelände Alsheimer Straße, Sachstand 

Gymnastikhalle TV   
 
Herr Muth informiert über ein Grundstück, welches bisher dem Tennisverein für einen Ausbau 
der Anlage verpachtet wurde. Seit zwei Jahrzenten werde dieses aber nicht genutzt.  Da es 
logistisch angebunden sei und mit einjähriger Frist zu kündigen sei, könnte dort eine kleine 
Gymnastikhalle errichtet werden, was auch baurechtlich keine Probleme aufwerfe. 
Frau Hientzsch kündigt ein Treffen mit Herr Kraus an, bei dem das Thema besprochen werde.   
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4. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Julianenstraße; Flur 1, Flurstück 76  
Fristende: 10.03.2025 
Nutzungsänderung von Wohnraum u. Gewerbefläche in Ferienwohnungen 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0010) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 
und 35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne 
des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 10.03.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Nutzungsänderung von Wohnraum und Gewerbefläche 
in 
Ferienwohnungen. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung 
einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich entsprechend dem beigefügten Nachweis in die Eigenart der 
näheren Umgebung ein.  
 
Das Vorhaben ändert die Raumaufteilung im Inneren des Gebäudes, ohne Eingriff in die 
Tragstruktur oder Fassade. Durch das Vorhaben entstehen keine äußeren gestalterischen 
Eingriffe.  
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung.  
Das Vorhaben entspricht den gestalterischen Festsetzungen der Gestaltungssatzung. Die 
historische Bausubstanz wird bewahrt und die Gestalt des historischen Ortsbildes wird durch 
das Vorhaben sichergestellt.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 
BauGB. 
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert kurz über die Beschlussvorlage und die Stellplatzablöse.   
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
 
 
 
 
5. Guntersblum; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Kellerweg; Flur 9, Flurstück 108 + 112 + 113  
Fristende: 17.03.2025 
Erweiterung eines Wohnhauses 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0012) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 
und 35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne 
des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 17.03.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Erweiterung eines Wohnhauses (nachträgliche 
Legalisierung). 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit der Bezeichnung „Kellerweg“. 
 
Die Erweiterung des Wohnhauses ist aus städtebaulicher Sicht eine nachhaltige und 
sinnvolle Maßnahme der Innenentwicklung, da potentiell vorhandene und geeignete 
Grundstücksflächen in ihrer Nutzung zeitgemäß genutzt werden möchten und dem 
Grundsatz der Innen- vor Außenentwicklung entsprochen wird. 
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Das Gartengrundstück wurde terrassiert und abgegraben. Die Terrasse überschreitet die 
Baugrenze in dem Bereich der nicht überbaubaren Grundstücksfläche um ca. 2 Meter. Dafür 
ist eine Befreiung von planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes „Kellerweg“ 
notwendig. 
 
Im vorliegenden Fall kann von den Festsetzungen des Bebauungsplanes eine Ausnahme 
(Befreiung) zugelassen werden, da die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, die 
Abweichung städtebaulich Vertretbar ist und die Abweichung auch unter Würdigung 
nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung „Kellerweg“.  
Das Vorhaben entspricht den gestalterischen Festsetzungen der Gestaltungssatzung. Die 
historische Bausubstanz wird bewahrt und die Gestalt des historischen Ortsbildes wird durch 
das Vorhaben sichergestellt.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss erteilt zum vorliegenden Bauantrag das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB 
und stimmt der Befreiung von planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
„Kellerweg“ gemäß § 31 BauGB zu. 
 
Beratung: 
 
Herr Muth informiert kurz über die Beschlussvorlage  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
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6. Guntersblum; Bauvoranfrage; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Promenade; Flur 13, Flurstück 303  
Fristende: 06.03.2025 
Umwandlung eines Einfamilienwohnhauses in zwei Doppelhaushälften 
(Vorlagen-Nummer: 024/2025/0008) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 
und 35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne 
des § 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 06.03.2025.  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand der Bauvoranfrage ist die Umwandlung eines Einfamilienwohnhauses in zwei 
Doppelhaushälften sowie die Aufstockung des Gebäudes. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung 
einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Die Erweiterung des Wohnhauses ist aus städtebaulicher Sicht eine nachhaltige und 
sinnvolle Maßnahme der Innenentwicklung, da potentiell vorhandene und geeignete 
Grundstücksflächen in ihrer Nutzung zeitgemäß genutzt werden möchten und dem 
Grundsatz der Innen- vor Außenentwicklung entsprochen wird. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze muss noch nachgewiesen werden. 
Der unzureichende Stellplatznachweis ist bauordnungsrechtlich durch die Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen zu beurteilen und stellt für die beteiligte Gemeinde keinen Versagensgrund 
dar. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zur vorliegenden 
Bauvoranfrage.  
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Beratung: 
 
Herr Muth informiert kurz über die Beschlussvorlage und die in 2025 geplanten Maßnahmen: 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich angenommen, 2 Enthaltungen  
 
 
 
 
7. Sachstand Städtebauförderung  

 
Herr Muth informiert ausführlich über den Stand.  

• ➢Grunderwerb für Straßenausbau 

• ➢Ausbau Hauptstraße 

• ➢Ausbau Alsheimer Straße 

• ➢Platzgestaltung Alsheimer Straße / Hauptstraße 

• ➢Platzgestaltung Julianenbrunnen 

• ➢Platzgestaltung Platz an der Bleichstraße 

• ➢Private Modernisierungsmaßnahmen 

 
Im Jahresantrag 2025 sollen der Ausbau der Hauptstraße, Ausbau der Alsheimerstraße, 
Grunderwerb für den Straßenbau, Platzgestaltung Alsheimerstraße/ Hauptstraße, 
Platzgestaltung Julianenbrunnen und private Modernisierungsmaßnahmen angemeldet 
werden. Die Maßnahmen sind mit Begründung und ausführungs- und veranschlagungsreifen 
Planungsunterlagen anzumelden. Auf Grund dessen soll eine Fristverlängerung um 2 Monate 
beantragt werden.  
 
 
 
 
8. Sachstand Straßenausbau 2025   

 
Herr Muth informiert über den Sachstand. 
 
 
 
 
9. Detailplanung Platz Bleichstraße   

 
Frau Hientzsch, dass die Entwurfsskizze zum Platz an der Bleichenstraße vorgestellt wurde. 
Die Mauern aus gehauenem Naturstein sollen ca. 60 cm hoch zuzüglich eingefärbtem 
Polymermörtel ausgeführt und abgewinkelt werden zur Stabilisierung mit ca. 40 cm hohen 
Wänden diese sind mit einer Sitzfläche aus Holz auszustatten. Das Zentrum der Platzmitte ist 
wie skizziert zu betonen und die Stehle (Kunstwerk) ist im Platz zu zentrieren. Die Sitzgruppe 
wird als Bank mit Armlehnen und anschließendem Hochbeet gestaltet. Die Bepflanzung ist mit 
niedrig wachsenden Sträuchern und Gräsern pflegeleicht zu gestalten. Die Beleuchtung ist mit 
normalen Leuchtstehlen auszuführen und gleichzeitig ist das Kunstwerk anzustrahlen. Der 
vorgesehene Brunnen entfällt. 
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10. Auswahl und Beschaffung Spielgeräte Spielplatz Kirche   
 
Der Ausschuss favorisiert, nachdem mehrere Alternative diskutiert wurden ein Klettergerüst in 
der Form eines Feuerwehrautos, was mit Beschaffungskosten von ca. 17 Tsd. zuzüglich 
Montagekosten angeboten ist.  
 
 
 
 
11. Mitteilungen  

 

• Herr Muth berichtet vom Stand „Loch im Kellerweg, dass ein Auftrag vom Wasserwerk 
in ca. vier Wochen erteilt werde. Baubeginn in der ersten Märzwoche. 

• Der Kindertagesstätten-Ausbau sei im Zeitplan. 

• Bei der Absenkung des Bürgersteigs in der Mittelstraße werde nach den Ursachen 
recherchiert. 

• Die Verkehrsinsel Alsheimerstraße sei wiederhergestellt.   
 
 
 
 
12. Anfragen  

 

• Herr Bechler informiert, dass die Treppe zum Ehrenmal der Kriegsgefallenen auf dem 
Friedhofsgelände mit einem Handlauf versehen werden sollte. 

• Die Absenkung bei Gräbern auf dem Friedhof werde untersucht. 

• Die Brandschutztür am Dorfgemeinschaftshaus funktioniere nicht ggf. müsse Herr 
Groth und Herr Livingston miteinbezogen werden. 

 
 
 
 
. Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  

 

• Einem Antrag auf Ablösung einer Stellplatzverpflichtung wurde zugestimmt. 

• Eine Kaufanfrage für ein Kleingartengelände wurde in den Haupt- und 
Finanzausschuss delegiert. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Peter Muth Dr. Igor Herrmann 
1. Beigeordneter und Vorsitzender  

 


